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Zusammenfassung Initiative „Gerechtigkeit in einer endlichen Welt“
(Stand: 20.05.2012)
Die ökologische Übernutzung des Planeten Erde und die sozialen Disparitäten in und zwischen den Gesellschaften schreiten rasant voran. 20 % der Weltbevölkerung nutzen 80% der Ressourcen auf eine Art und Weise, die die Grenzen des Wachstums längst erreicht haben und den Fortbestand des Planeten gefährden. Ebenso rasch wächst die Kluft zwischen Armen und Reichen sowohl innerhalb einzelner Länder als auch weltweit. Große Teile der Weltbevölkerung sind von einer menschenwürdigen Entwicklung ausgeschlossen, eine Milliarde Menschen hungern, mehr als die Hälfte der Menschheit gilt als arm. Bei der Bewältigung dieser Bedrängnisse stößt die gegenwärtige Wirtschaftsweise an ihre Grenzen bzw. verschärft diese noch. Immer deutlicher wird, dass für eine zukunftsfähige Entwicklung ein tiefgreifender Wandel erforderlich ist. 

Von 20.-22. Juni 2012 findet in Rio de Janeiro die UN-Konferenz zu Umwelt und Entwicklung als Folgekonferenz des ersten „Earth Summit“ in Rio im Jahr 1992 statt. Die erste „Weltkonferenz“ in Rio gilt als wichtiger Wegbereiter der internationalen Umweltpolitik, da erstmals wirtschaftliche, ökologische und soziale Grundsätze miteinander verknüpft und eine „nachhaltige Entwicklung“ als Ziel formuliert wurden. Die Konferenz brachte außerdem mehrere bedeutsame globale Abkommen auf den Weg, das Agenda 21- Aktionsprogramm, die Aarhus-Konvention, die Konvention über die biologische Vielfalt und die Klimarahmenkonvention und das daraus hervorgegangene Kyoto-Protokoll.
Die vor 20 Jahren angesprochenen Probleme haben sich in vielen Bereichen (Wirtschafts- und Finanzpolitik, Ressourcenübernutzung, Senkung von sozialen und ökologischen Standards, ..) massiv verschärft. Deshalb nehmen österreichische Umwelt- und Entwicklungsorganisationen und ihre weltweiten Netzwerke RIO+20 zum Anlass, Bilanz zu ziehen und aufzuzeigen, wie viele „Hausaufgaben“ auf nationaler wie auf internationaler Ebene immer noch anstehen. Es werden konkrete Wege in eine ökologische und sozial gerechte Zukunft aufgezeigt, um auf die multiplen Krisen in der Welt zukunftsfähige Antworten zu geben.
Die Initiative „RIO+20 – Gerechtigkeit in einer endlichen Welt“ der österreichischen Umwelt- und Entwicklungsorganisationen hat für die zwei Hauptthemen des diesjährigen Weltgipfels - „Green Economy“ und „Institutional Framework“ konkrete Forderungen ausgearbeitet: Es muss in jedem Fall zwischen „Green Economy“ und „greening the economy“ unterschieden werden. Deshalb wird eine klare und ganzheitliche Definition von Green Economy gefordert, die sich auf den gesamten Produktionsprozess eines „Green Economy“- Unternehmens beziehen und nicht nur auf einzelne Produktionsprozesse oder Produktgruppen.
„Für uns ist eine „Green Economy“ eine Wirtschaftsweise, die zu Wohlstand für alle im Sinne eines guten Lebens innerhalb der ökologischen Grenzen beiträgt.“
Im Bereich „Institutional Framework“ fordert die Initiative die Aufwertung des UN Environmental Programms zu einer eigenen UN-Sonderorganisation,  oder die Einrichtung eines „Council for Sustainable Development“ bzw. eine Aufwertung der „Kommission für Nachhaltige Entwicklung“ im Rahmen des „Wirtschafts- und Sozialrats“ (ECOSOC). Bei der Ausgestaltung von Sustainable Development Goals (SDGs) muss an bestehendes Menschenrecht, die bestehenden Grundrechte auf Wasser, Nahrung, Kleidung, Wohnen und Bildung sowie Umweltrecht (Aarhus-Konvention!) angeknüpft werden. Umweltschutz muss Bestandteil des Entwicklungsprozesses sein und darf nicht getrennt von diesem betrachtet werden.
Wir fordern deshalb die österreichische Bundesregierung auf, sich bei den internationalen Verhandlungen einzusetzen für:
- die Stärkung der UN-Institutionen und die Ablehnung des blinden Vertrauens auf freiwillige Selbstverpflichtungen der Wirtschaft und supranationaler Konzerne
- die Verhinderung der Ausbeutung und Spekulation von/mit Land und Ressourcen
- die Ablehnung der Finanzialisierung der Natur um deren Schutzwürdigkeit zu garantieren
- die Bewahrung der Rechte indigener Völker sowie lokaler Gemeinden in allen globalen Abkommen für Waldschutz
- die Priorisierung des Rechts auf Nahrung gegenüber Energieerzeugung und Exportproduktion

- den Schutz und die Erhaltung der marinen Artenvielfalt und der nachhaltige Nutzung in Gebieten außerhalb nationaler Jurisdiktion (UNCLOS)

- die Schaffung eines internationalen Umweltgerichtshofs zur Stärkung des internationalen Umweltrechts sowie des Rechtsschutzes für Umweltopfer
- die Schaffung eines globalen Nachhaltigkeitsrahmens, der Klimaschutz, die Millennium Development Goals (MDGs) und die Sustainable Development Goals (SDGs) verbindet
Wir ermutigen die österreichische Bundesregierung in Österreich selbst folgende Punkte rasch umzusetzen:
- die Schaffung eines Rechtsrahmens für österreichische Unternehmen, die im Ausland tätig sind, damit diese auch dort Mindeststandards für Umweltschutz, Sicherheit, Chancengleichheit und Menschenrechte einhalten
- die adäquate Besteuerung des Ressourcenverbrauchs und der Umweltverschmutzung (Ökosteuerreform!) und den Abbau aller unweltschädlichen Subventionen
- die Ausarbeitung und Anwendung neuer Wohlstandsindikatoren
- die Schaffung von Rahmenbedingungen und Unterstützung für ein verantwortungsvolles Unternehmertum zur Einführung einer wahren „Green Economy“
- die Unterstützung der notwendigen Anpassungen unseres Lebensstils nach den Grundsätzen der Effizienz, Suffizienz, Gerechtigkeit
- das Umstellen des Beschaffungswesens der öffentlichen Hand auf Erzeugnisse aus sozial und ökologisch verantwortlicher Produktion
- die Unterstützung regionaler Initiativen zur größtmöglichen Energieautonomie, BürgerInnenbeteiligung, regionalen Wertschöpfung, …
- Ratifizierung der ILO-Konvention Nr.169 über Indigene und in Stämmen lebende Völker

- die Verdopplung der finanziellen Ausstattung der direkten Entwicklungszusammenarbeit auf 200 Mio € und einen verbindlichen Stufenplan zur Erreichung des Millennium Development Ziels von 0,7% Entwicklungshilfe des Bruttonationaleinkommens.
Eine klare Richtlinie für „Green Economy“ und eine Aufwertung der UN-Programme kann den Menschen Mut machen für den notwendigen Wandel hin zu einer zukunftsfähigen Gesellschaft. Die Initiative „Gerechtigkeit in einer endlichen Welt“ zeigt mit konkreten Beispielen aus der Wirtschaft, dass verantwortungsvolles Unternehmertum und ressourcenschonender Lebensstil bereits jetzt gelebt wird.
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